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Vorblatt 


Änderung des Ersten Gesetzes 
über individuelle Förderung der Ausbildung 

(Antrag der Abgeordneten Köster, Frau Dr. Henze, 
Müller (Remscheid), Burger, Winkelheide und 
Genossen und der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1971 sind die Bedarfssätze für Stu- 
denten nach dem Honnefer Modell erhöht worden. Die ver- 
gleichbaren Bedarfssätze des Ausbildungsförderungsgesetzes 
insbesondere für Schüler von Berufsaufbauschulen, Abendreal- 
schulen, Abendgymnasien. Kollegs und Fachoberschulen sind zu 
diesem Zeitpunkt nicht angehoben worden. 


B. Lösung 

Der vorliegende Entwurf gleicht die Bedarfssätze an. Die Schüler 
von Fachoberschulen mit abgeschlossener Berufsausbildung 
werden den Schülern von Berufsaufbauschulen gleichgestellt. 


C. Alternative 

Keine 


D. Kosten 

Es entsteht ein Kostenaufwand von 30 Millionen DM. Dieser 
Betrag ist in der Finanzplanung des Bundes berücksichtigt. 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Antrag 

der Abgeordneten Köster, Frau Dr. Henze, Müller (Remscheid), 
Burger, Winkelheide und Genossen und der Fraktion der 

CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Ersten Gesetzes über individuelle Förderung der Ausbildung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

A rtikel 1 

Das Erste Gesetz über individuelle Förderung 
der Ausbildung (Ausbildungsförderungsgesetz) vom 
19. September 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1719) wird 
wie folgt geändert: 

§ 10 Abs. l f 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Als monatlicher Bedarf gelten für Schüler 

1. von weiterführenden allgemeinbilden- 
den Schulen und Berufsfachschulen ab 

Klasse 10 160 DM, 

2, von Berufsaufbauschulen, Abendreal- 

schulen, Abendgymnasien, Kollegs und 
Fachschulen 320 DM. 

(2) Als monatlicher Bedarf gelten, wenn der Aus- 
zubildende nicht bei seinen Eltern wohnt, 

1.' für Schüler von Realschulen und Gym- 
nasien ab Klasse 5, von Hauptschulen 
ab Klasse 10 und von Berufsfachschulen 320 DM, 


2. für Schüler von Fachschulen, Berufsauf- 
bauschulen, Abendrealschulen, Abend- 
gymnasien und Kollegs 400 DM. 

(3) Schüler von Fachoberschulen ohne abgeschlos- 
sene Berufsausbildung werden den Schülern von 
weiterführenden, allgemeinbildenden Schulen, Schü- 
ler von Fachoberschulen mit abgeschlossener Berufs- 
ausbildung denen von Berufsaufbauschulen gleich- 
gestellt." 


Artikel 2 
§ 1 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1971 in Kraft. 


Bonn, den 9. Februar 1971 


Köster 

Frau Dr. Henze 
Müller (Remscheid) 
Burger 
Winkelheide 


Berding 

Franke (Osnabrück) 

Dr. Fuchs 
Dr« Hammans 
Dr. Hennesdorf (Schleiden) 


Hussing 

Katzer 

Frau Schroeder (Detmold) 
Vehar 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Eine Anpassung der Bedarfssätze des Ausbildungs- 
förderungsgesetzes insbesondere für Schüler von 
Berufsaufbauschulen, Abendrealschulen, Abendgym- 
nasien, Kollegs und Fachoberschulen an die des 
Honnef er Modells, wie diese seit dem 1. Januar 1971 
für Studenten gezahlt werden, ist bisher nicht er- 
folgt. 

Die letzte Anpassung wurde zum Inkrafttreten des 
Ausbildungsförderungsgesetzes am 27. Juni 1970 
mit der ausdrücklichen Begründung beschlossen, daß 
das Honnefer Modell und das Ausbildungsförde- 
rungsgesetz, für Studenten und Schüler in vergleich- 
barer Situation, insbesondere für Studierende des 
zweiten Bildungsweges, der gleiche Bedarf anzu- 
nehmen ist. 

Diese Gleichbehandlung der Studenten und Stu- 
dierenden des zweiten Bildungsweges war die er- 
klärte Absicht der Bundesregierung und ist bereits 
in der Finanzplanung des Bundes berücksichtigt. 

Die Fraktion der CDU/CSU hat diese Anpassung der 
Bedarfssätze (Drucksache W1572) schon am 10. De- 
zember 1970 gefordert. 

Am 1. Oktober 1971 tritt nach der allgemeinen und 
finanziellen Planung das Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetz in Kraft, das das erste Ausbildungs- 
förderungsgesetz und die Förderung nach dem Hon- 
nefer Modell einheitlich zusammenfaßt. 

Ziel dieser Gesetzesinitiative ist es, für die Zeit 
vom 1. Januar 1971 bis zum 30. September 1971 eine 
Schlechterstellung der Studierenden des zweiten Bil- 
dungsweges zu verhindern. Die Schüler von Fach- 
oberschulen mit abgeschlossener Berufsausbildung 
wurden bislang nach der entsprechenden Verwal- 
tungsverordnung nur dann den Schülern von Berufs- 
aufbauschulen gleichgestellt, wenn sie sich in Klas- 
senverbänden befanden, in denen keine Schüler 
ohne abgeschlossene Berufsausbildung unterrichtet 
wurden. Das führte zu Unerträglichkeiten, weil in 
der schulischem Praxis nicht alle Schüler mit abge- 
schlossener Berufsausbildung gesondert unterrichtet 
werden konnten. 
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